
13 S 2404/06

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg

Beschluss vom 22.3.2007

Tenor

          Auf die Beschwerde des Prozessbevollmächtigten der Kläger wird die Streitwertfestsetzung im

          Beschluss des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 5. September 2006 - 12 K 2934/05 - geändert. Der

          Streitwert bis zur Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache wird auf 20.000,-- EUR

          festgesetzt.

Gründe

          Die bei der gebotenen sachdienlichen Auslegung im eigenen Gebühreninteresse des

          Prozessbevollmächtigten der Kläger erhobene Streitwertbeschwerde ist statthaft und auch sonst

          zulässig; insbesondere wird die Beschwerdesumme erreicht und die Frist von sechs Monaten nach

          Erledigung des Verfahrens eingehalten (§ 68 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 i.V.m. § 63 Abs. 3 Satz 2

          GKG). Über sie hat der Berichterstatter zu entscheiden, da der angefochtene Beschluss durch den

          Einzelrichter ergangen ist (§ 68 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 66 Abs. 6 Satz 1 GKG; s. auch VGH

          Bad.-Württ., Beschluss vom 2.6.2006 - 9 S 1148/06 -, NVwZ-RR 2006, 648).

          Die Beschwerde ist auch begründet. Die vier Kläger sind geduldete Ausländer. Ihre

          ausländerrechtlichen Duldungen sind jeweils unter anderem mit dem Zusatz versehen: "Duldung

          erlischt, sobald der Betroffene mit dem Beginn der Zwangsmaßnahme über die Abschiebung in

          Kenntnis gesetzt wird." Mit ihrer Klage haben sie beantragt, die bisherigen Duldungen mit der

          Nebenbestimmung des Erlöschens aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, ihre Abschiebung

          auszusetzen und ihnen hierüber Duldungsbescheinigungen ohne eine Nebenbestimmung des Erlöschens

          zu erteilen. Für diese Klagen hätte das Verwaltungsgericht den Auffangstreitwert von 5.000,--

          EUR zugrunde legen und nach Addition der Werte der vier einzelnen Klagen den Streitwert auf

          20.000,-- EUR festsetzen müssen (vgl. Nr. 1.1.3 des Streitwertkatalogs für die

          Verwaltungsgerichtsbarkeit i.d.F. vom Juli 2004).
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          In Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit ist, soweit nichts anderes

          bestimmt ist, der Streitwert nach der sich aus dem Antrag des Klägers für ihn ergebenden

          Bedeutung der Sache nach Ermessen zu bestimmen (§ 52 Abs. 1 GKG). Bietet der Sach- und

          Streitstand für die Bestimmung des Streitwerts keine genügenden Anhaltspunkte, ist ein

          Streitwert von 5.000,- EUR anzunehmen (§ 52 Abs. 2 GKG, sogenannter Auffangwert). Bei

          aufenthaltsrechtlichen Streitverfahren, die im Wege der Hauptsacheklage auf Duldung, d.h. auf

          Aussetzung einer Abschiebung (§ 60a AufenthG) gerichtet sind, ist nach feststehender

          Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg grundsätzlich der Auffangstreitwert

          von 5.000,-- EUR heranzuziehen (Beschluss vom 27.11.2006 - 1 S 2216/06 -, juris; Beschluss vom

          27.2.2002 - 11 S 2554/01 -, AuAS 2002, 101; Senatsbeschlüsse vom 5.2.2007 - 13 S 2782/06 - und

          vom 17.10.2006 - 13 S 2175/06 - mit der Festsetzung des halben Regelstreitwerts im vorläufigen

          Rechtsschutzverfahren). Gleiches gilt für Streitigkeiten, mit welchen sich der Kläger gegen eine

          Nebenbestimmung zu einer ihm bereits erteilten Duldung wendet (vgl. VGH Bad.-Württ., Beschluss

          vom 25.4.2001 - 11 S 1327/00 -).

          Der Auffangstreitwert ist in Rechtsstreitigkeiten über die Erteilung einer Duldung oder über

          Auflagen zu einer Duldung auch nicht zu halbieren (so aber BayVGH, Beschluss vom 21.12.2006 - 24

          CS 06.2958 - juris; weitere Rechtsprechungsnachweise zu dieser Gegenauffassung im Beschluss des

          VGH Bad.-Württ. vom 27.2.2002, a.a.O.). Gegen eine solche Halbierung spricht bereits die

          faktische Bedeutung der Sache für die jeweiligen Kläger (vgl. § 52 Abs. 1 GKG), für die es bei

          der Duldungsklage um die wichtige und für ihren weiteren Aufenthalt in Deutschland letztlich

          entscheidende Frage geht, ob sie abgeschoben werden können. Dies gilt nicht nur für

          Verpflichtungsklagen auf Erteilung oder Verlängerung einer Duldung, sondern auch für den

          vorliegenden Fall der Nebenbestimmung, dass die Duldung mit Bekanntgabe der Einleitung von

          Abschiebungsmaßnahmen erlöschen soll. Auch bei dieser Nebenbestimmung (auflösenden Bedingung)

          geht es für die Kläger letztlich darum, ob sie eine gewisse Perspektive bzw. einen rechtlichen

          Schutz ihres Aufenthalts während der Duldungsfrist erhalten oder ob sie ständig mit der

          Abschiebung rechnen müssen. Darüber hinaus sind im Duldungsrechtsstreit oft schwierige

          rechtliche und tatsächliche Fragen zu klären, etwa im Zusammenhang zu gesundheitlichen

          Abschiebungshindernissen oder der familiären Erziehungs- und Beistandsgemeinschaft. Ferner

          unterscheidet auch die gerichtliche Streitwertpraxis zum Aufenthaltsrecht im Übrigen - anders

          als in zahlreichen anderen Rechtsgebieten (vgl. hierzu den Streitwertkatalog für die

          Verwaltungsgerichtsbarkeit, a.a.O.) - nicht nach dem Ausmaß der rechtlichen

          Aufenthaltsverfestigung oder der Geltungsdauer von Aufenthaltstiteln; der Streitwertkatalog

          schlägt sogar für Pass/Passersatz den Auffangwert vor (Nr. 8.4), obwohl es sich hierbei

          regelmäßig nur um eine Vorfrage für die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels

2



          handelt. Im Übrigen entspricht es schließlich der Natur des "Auffangwerts", dass eine weitere

          Differenzierung unterbleibt, wenn der bisherige Sach- und Streitstand keine genügenden

          Anhaltspunkte für die Bedeutung der Sache bietet. Soweit aus dem Streitwertkatalog für die

          Verwaltungsgerichtsbarkeit vom Juli 2004 für aufenthaltsrechtliche Duldungen ebenso wie für die

          Abschiebung und die isolierte Abschiebungsandrohung (Nr. 8.3) lediglich der halbe Auffangwert

          pro Person abgeleitet wird, ist dem daher nicht zu folgen.

          Eine Kostenentscheidung ist entbehrlich, da das Verfahren über die Beschwerde gebührenfrei ist

          und Kosten nicht erstattet werden (§ 68 Abs. 3 GKG).

          Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 68 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).

Vorinstanz: VG Stuttgart, Beschluss vom 5.9.2006, 12 K 2934/05
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